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Straßen

Straßenbreiten

Diese vorgegebenen Mindestbreiten kön-
nen anhand verkehrstechnischer Gutach-
ten verifiziert werden. Bei der Bebauungs-
planung sind, sofern keine umfassenderen 
Begründungen erfolgen, diese Mindest-

Netzgestaltung der 
inneren Erschließung

Neue Stichstraßen über mehr als zwei 
Bauplatztiefen (~50m – also zur Erschlie-
ßung von insgesamt drei Bauplatztiefen) 
sind unzulässig, wenn sie keine Wen-
demöglichkeit am Ende der Straße haben.
Stichstraßen, die weniger als drei Bau-
platztiefen aufschließen (~ 50m), können 
als Privatwege oder Servitutswege geführt 
werden. In jedem Fall sind solche Stich-
wege im Bebauungsplan darzustellen, da 
erkennbar sein muss, wie die einzelnen 
Grundstücke erschlossen werden.
Stichstraßen, die mehr als drei Bauplatz-
tiefen erschließen, sind als öffentliche We-
ge auszuführen.
Stichstraßen, die einen Umweg bilden, 
dürfen nicht über mehr als zwei Bauplätze 

(~50m) zum dritten führen. Werden die 
Stichstraßen länger, sind zumindest 

Querverbindungen durch öffent-
liche Fußwege erforderlich.

 
In jedem Fall gilt:

Bestehende Stichstraßensy-
steme sollen durch Schlei-
fenbildung vervollstän-
digt werden, um den 
Verkehr für Einsatz-
fahrzeuge (Müllab-
fuhr, Schneeräumung) 
zu erleichtern. 
Stößt die Schleifen-
bildung bei den An-
rainern auf Skepsis, so 
kann mit Pollern der 
Durchgangsverkehr re-
guliert werden. Das Er-

schließungssystem bleibt 
damit für Fußgänger und 

Radfahrer durchlässig und 
kann im Bedarfsfall für Ge-

meindedienste geöffnet wer-
den.

Abkürzende Fußwege zum Ortszen-
trum, zu Haltestellen, zur Haupter-

schließungen etc. sollen eingeplant wer-
den. 

Örtliche Raumordnung, Abteilung Raumordnung-Statistik

breiten vorzusehen.
Bei bestehenden, den vorgenannten An-
forderungen nicht entsprechenden Stra-
ßenquerschnitten, sind an geeigneten Stel-
len Ausweichen mit 20m Länge vorzuse-
hen, die die betreffende Straße in diesem 
Bereich auf 6m Gesamtbreite aufweiten.

Bei einzelnen Stichwegen über max. zwei Bauplatztiefen (~50m) : b min = 3,5 m
Bei innerer Erschließung von reinen Wohnsiedlungsgebieten: b min = 4,5 m
Bei Erschließungen, die eine Begegnung von LKW oder Bus
mit PKW erforderlich machen: b min = 5,5 m
Engstellen in kurzen Abschnitten (~50m) bleiben bei diesen Mindestforderungen unbe-
rücksichtigt.
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Kochhütten

Mindestvoraussetzungen zur Widmung von Sonderfl ächen für land-
wirtschaftliche Nebengebäude - Kochhütten

1. Entfernung zum Heimbetrieb minde-
stens 6 km

2. Das Ausmaß der tatsächlichen bewirt-
schafteten Fläche muss mindestens ein 
Hektar betragen.

3. Die Bergwiese muss schon längere Zeit 
im Rahmen eines typischen landwirt-

Örtliche Raumordnung, Abteilung Raumordnung-Statistik

Aufgrund der Richtlinien für Kochhütten vom 29.03.2006 mit der Zahl Ve1-2-002/47 ist zusammenfassend festzuhaltend

schaftlichen Betriebes selbst bewirt-
schaftet werden. Die Wiese darf nicht 
verpachtet sein, der Heimbetrieb muss 
ortsüblich mit Vieh bewirtschaftet wer-
den, das Mähen einer Bergwiese allein 
genügt nicht. 

4. Der Landwirtschaftsbetrieb muss in den 
letzten drei Jahren vor der Widmung mit 

Viehhaltung betrieben 
worden sein.

5. Als Obergrenze ist eine Grundrissflä-
che einschließlich der Wandstärke von 
10 m² vorzusehen.

6. Eine Aufstockung oder Unterkellerung 
ist betriebswirtschaftlich nicht be-
gründbar.

7. Die Unterbringung von Schlafstätten 
und Sanitäranlagen ist auf Grund des 
nur fallweise kurzfristigen Aufenthaltes 
nicht erforderlich
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Mindestdichte

Generelle Mindestforderung im 
allgemeinen Bebauungsplan: 
BMD M 1,0

Bei der Erstellung von Bebauungsplänen 
ist davon auszugehen, dass unter einer 
Baumassendichte von 1,0 ein sparsamer 
Umgang mit  vorhandenem Baugrund 
nicht gegeben ist. Die Baumassendichte 
1,0 entspricht einer Geschoßflächendichte 
um 0,3. Dieser Geschoßflächendichtewert 
wurde fachlicherseits als unterstes zu errei-
chendes Limit der Dichte angesehen.

Örtliche Raumordnung, Abteilung Raumordnung-Statistik

Daher sind Bebauungspläne, deren Min-
destbaumassendichte unter 1,0 liegt, nicht 
mit den Zielen des sparsamen Umganges 
mit Baugrund vereinbar. Eine Unterschrei-
tung dieses Wertes ist nur in begründeten 
Einzelfällen möglich.

Gründe für eine örtlich begrenzte Unter-
schreitung der Mindestbaumassendichte  
können sein: 
nicht nutzbare Flächen durch Parzellen-
form oder Gelände, 
Freihalten von Sichtzonen etc. im Hin-
blick auf die Wahrung des Ortsbildes und 
dergleichen. 

Empfehlungen für die Umset-
zung der Dichtezonen des ÖRK 
gegeben.

Folgt man den Zielvorgaben des TROG 
(u.a. sparsamer Umgang mit Grund und 
Boden), müsste die Dichtezone als Min-
destforderung interpretiert werden.
Im Hinblick auf die Maßstäblichkeit neu-
er Baumaßnahmen im Ortsbild – insbe-
sondere im ländlichen Raum – kann je-
doch die Festlegung von Höchstdichten 

sinnvoll sein. Zu empfehlen ist die Fest-
legung einer Höchstdichte jeweils 

zwischen 1,0 bis 2,0 über dem 
empfohlenen Mindestwert.

Somit ergibt sich für die ver-
schiedenen Dichtzonen 

folgende Empfehlung hin-
sichtlich der Festlegung 
von Höchstbaumassen-
dichten:

Der Spielraum ermög-
licht gestalterische Ab-
stufungen der Dichte 

insbesondere hinsicht-
lich der Lage des Pla-

nungsgebiets im Ort (zen-
tral / peripher). 

Die Dichtezone 3 wird in 
ländlichen Gebieten nur in Aus-

nahmefällen angewandt werden.

D1 BMD M > 1,0 
(= vorwiegend Einfamilienhäuser)
D2 BMD M > 2,0  
(= vorwiegend Doppelhäuser, Reihenhäuser 
oder diesem Volumen gleichwertiges)
D3 BMD M > 3,0  
(= vorwiegend Geschoßwohnbau)

D1 BMD H < 2,0 bis 3,0
D2 BMD H < 3,0 bis 4,0
D3 BMD H < 4,0 bis 5,0 
(in Städten und Zen-
tren auch höher)
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Hofstellen

Mindestvoraussetzungen zur Widmung von Sonderfl ächen für land-
wirtschaftliche Hofstellen

Auch die raumordnerische Beurteilung 
von Baumaßnahmen im Freiland (Son-
derfläche Hofstelle) muss im Einklang mit 
den landwirtschaftlichen Rechtsnormen 
gesehen werden. Wenn von der Erhaltung, 
Sicherung und Verbesserung einer lei-
stungsfähigen Land- und Forstwirtschaft 
auszugehen ist, so muss für die Neube-

Örtliche Raumordnung, Abteilung Raumordnung-Statistik

Aufgrund der Auskunft von DI Popeller vom 16.05.2006 ist festzuhaltend:

gründung eines Hofes das öffentliche 
Interesse durch eine wirtschaftliche Min-
destaktivität nachgewiesen werden. Diese 
ist langfristig und nachhaltig durch die 
Verantwortung für die Bewirtschaftung 
von Eigentumsflächen gesichert. 

Das Mindesterfordernis von 3 ha Eigen-
tumsfläche ist unter 

den derzeit 

gegebenen agrarischen Rahmenbedin-
gungen als extrem niedrig zu beurteilen, 
findet aber Deckung in den Förderungs-
voraussetzungen für die Investitionsförde-
rung. 

Für die Neugründung von Betrieben ist 
bei baulichen Maßnahmen (Errichtung ei-
ner Hofstelle) eine Mindestflächenausstat-

tung von 3 ha Eigenfläche erforderlich.

Dort wird ein Mindestbewirtschaftungs-
umfang von 3 ha als Förderschwelle 
normiert.
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Bodenversiegelung

Generelle Mindestforderung: Ein kleiner Teil der Grundstücksfl ä-
che muss unversiegelt bleiben, damit Oberfl ächenwasser versickern 
kann

Örtliche Raumordnung, Abteilung Raumordnung-Statistik

Bei der Erlassung örtlicher Bauvorschrif-
ten, bei der Festlegungen von Bebauungs-
dichten und bei Auflagen im Zuge von 
Baugenehmigungen ist zu beachten, dass 
die Möglichkeit zur Versickerung vor Ort 
gegeben sein muss.
Dies ist notwendig, um einerseits die 
Fließgewässer vor hydraulischer Überla-
stung zu bewahren (Hochwasserschutz), 
andererseits das Grundwasser sauber zu er-
halten.

Beispiel: Grundstücksfläche 1000 m², da-
von 600 m² Dach und 300 m² Einfahrt + 
Parkplätze:
In diesem Fall sind ca. 45 m² für die Ver-
sickerung der Verkehrsflächen zu veran-
schlagen.

Ausnahmen von dieser Forderungen sind 
nur dort gestattet, wo die Bodenverhält-
nisse eine Versickerung tatsächlich un-
möglich machen (z.B. auf Fels), und nach-
vollziehbar zu begründen.
Im Leitfaden der Tiroler Siedlungswasser-
wirtschaft sind die technischen Möglich-
keiten dargestellt und die Dimensionie-
rung erläutert.  

Im Mittel kann man davon ausgehen, 
dass die Versickerung von Dachflächen 
nur sehr wenig Platzbedarf notwendig 
ist (Sickerschacht), für die Versickerung 
der anderen befestigten Flächen ca. 15 
% dieser Fläche unversiegelt bleiben 
muss.


